
ENTWURF!: st. pauli wehrt sich
„ Die Bürger verstehennicht,warumausdemRathaushunderttausendeEuro zur Anheuerungvon
Polizei-Großaufgebotensprudeln,währendder Bildungssenatordie Unterrichtungder Kinder
dieserStadtnicht mehr zahlenkann.WarumSozialstationenschließen,Eltern sichauf der Suche
nachKindergartenplätzendie Hackenwundlaufenmüssen.Warum harmloseSt.-Paulianerals
vermeintlicheKrawallbrüder seit Wochenvor ihren Häusernüberprüft werdenundunbeteiligte
PassantenGummiknüppelabbekommen.“ (MOPO,25.11.02)

Am Freitag, den22.11.02trafensichin derFriedenskirche150AnwohnerInnenundBetroffenedes
Polizeieinsatzes in der Nachtdes18.11.,um sichüberdie repressivenVorgehensweisenderPolizei
auszutauschen. AnwesendeRechtsanwälte informierten über die Möglichkeiten, juristisch dagegen
vorzugehen.Alle Anwesendenwarensicheinig, dasswir unssolcheRepressionenin St. Paulinicht
weiter gefallen lassen sollten.
Die EreignisseamMontagnachdemSt. PauliSpiel gegen Köln bildetendenHöhepunktder
Eskalationdurchdie Polizei seitdesRäumungdesWagenplatzes Bambule.Er zeigte,zu welchen
Mitteln derHamburger Senatzu greifenbereitist:.Die Demonstrationwurdein dasWohn-und
KneipenviertelSt. PauliNord abgedrängt undletztenEndesdort eingekesselt.Jagdnszenespielten
sichim Viertel ab: Die Wasserwerfer,die schwereKnochenbrüch hervorrufenkönnen,wurdenfast
wahlloseingesetzt; Menschenwurdenmit Polizeiknüppelbrutalzusammengeschlagen. Die „269“
Ingewahrsamnahmen stellen einen groben Rechtsbruch dar, der durch nichts zu rechtfertigen ist.
DemonstrantInnenwurdenmit Kabelbinderngefesseltunddannbis zu 6 Stundenfestgehalten.Unter
denBetroffenenwarenviele AnwoherInnenundFC St.Pauli Fans.
Ebensospielten auf demTreffenverschiedeneKürzungenim sozalen Bereich eineRolle: Im
FrühjahrdesJahreswurdendie letztenbeidenverbliebenenStrettworkerauf St.Pauli gekündigt,
jetzt sollen 7 Stellen in der offenen Sozialarbeit im Vierttel wegstrichen werden.

Die Politik desSchwarz-Schill Senatswurdein zwei wesentlicheFacettendeutlich:Sozialabbau
undRepressiongegen alle, die „aufmucken“ , gehenHandin Hand.Geld,dasangeblich für soziale
undBildungszweckenicht vorhandenist,wird für massiveundunnnötige Polizeieinsätze, die
inzwischenüberWochenandauern,vergeudet.Der Senatinstrumentalisierthierbeidie Polizei bis
hin zu Gewalteinsätzen,bei denenMenscheninsKrankenhausgeprügelt werden.

Wir werdenunsnicht einschüchternlassen.Wir rufenalle Menschendazu auf,sichandenProtesten
gegen diesePolitik zu beteiligen,sich dabeinicht von derPolizei provozierenzu lassen.Wir wollen
dazu beitragen,dassdie Ereignissein derNachtvom 18.auf den19.Novembernicht vertuscht
werdenkönnen.Wir habenAugenzeugenberichtegesammeltundwerdendiesauchweitertun.
Wir bitten herzlich alle Menschen, die dies nocht nicht getan haben, möglichstgenaue
GedächtnisprotokolleüberkonkreteEreignisse,zu erstellenundandie Kontaktadressezu schicken.

Für den10 . Januarladenwir zu einemFolgetreffenein, daswiederumein Forumfür Betroffene
undAnwohnerInensein soll. Rechtsanwälte, die sichfür die juristischeAufarbeitungengagieren,
werdenvon demaktuellenStandberichten.

Veranstaltungzum Polizeieinsatz
in derNachtvom 18.auf den19.11.2002
amFreitag, den10.01.2002ab18:00Uhr
in derFriedenskircheam Brunnenhof/ Otzenstrasse(Eingang Spielplatz).



Termine:
Bambule-Demo 30.11., 14:00 Uhr. Hachmannplatz
Gewerkschafts Demo „Aufstehn für eine solidarische Stadt“, 05.12., 16:30 Uhr Legienplatz (ZOB)

Aufrufer:
Friedrich Brandi (Friedenskirche), Ermittlungsausschuss Hamburg, Ariane Dandorfer, Martin
Wittmaack
Kontakt:
Friedenskirche | Am Brunnenhof 38 | 22767 Hamburg | stpauli-wehrt-sich@nadir.org


